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Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl der Ab­
geordneten zustimmt. Der Antrag auf Herbei­
führung eines solchen Beschlusses muß von 
mindestens einem Viertel der Mitglieder der 
Volkskammer unterzeichnet sein. Über den An­
trag darf frühestens am zweiten Tage nach sei­
ner Verhandlung abgestimmt werden. Der An­
trag muß innerhalb einer Woche nach seiner 
Einbringung erledigt werden.

Tritt die neue Regierung ihr Amt nicht in­
nerhalb von 21 Tagen nach der Annahme des 
Mißtrauensantrages an, so wird der Mißtrau­
ensantrag unwirksam.

Wird der neuen Regierung das Mißtrauen 
ausgesprochen, so gilt die Volkskammer als 
aufgelöst.

Bis zum Amtsantritt einer neuen Regierung 
werden die Geschäfte von der bisherigen Re­
gierung weitergeführt.

Artikel 96

Ein Regierungsmitglied, dem durch Beschluß 
der Volkskammer das Vertrauen entzogen 
wird, muß zurücktreten. Die Geschäfte sind 
bis zum Amtsantritt des Nachfolgers fortzu­
führen, sofern nicht die Volkskammer etwas 
anderes beschließt.

Die Bestimmungen des Art. 95 Abs. 3 finden 
entsprechende Anwendung.

Jedes Regierungsmitglied kann jederzeit den 
Rücktritt erklären. Sein Geschäftsbereich wird 
bis zur Bestellung des Nachfolgers von sei­
nem Stellvertreter wahrgenommen, es sei denn, 
daß die Volkskammer etwas anderes beschließt.

Artikel 97

Der Ministerpräsident führt den Vorsitz in 
der Regierung und leitet ihre Geschäfte nach 
einer Geschäftsordnung, die von der Regie­
rung zu beschließen und der Volkskammer 
mitzuteilen ist.

Artikel 98

Der Ministerpräsident bestimmt die Richtli­
nien der Regierungspolitik nach Maßgabe der 
von der Volkskammer aufgestellten Grund­
sätze. Er ist dafür der Volkskammer verant­
wortlich.

Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Mini­
ster den ihm anvertrauten Geschäftszweig selb­
ständig unter eigener Verantwortung gegen­
über der Volkskammer.

Artikel 99

Die Minister haben der Regierung alle Ge­
setzentwürfe, ferner Angelegenheiten, für wel­
che die Verfassung oder das Gesetz es vor­
schreiben, sowie Meinungsverschiedenheiten 
über Fragen, die den Geschäftsbereich mehre­
rer Minister berühren, zur Beratung und Be­
schlußfassung zu unterbreiten.

Artikel 100

Die Regierung faßt ihre Beschlüsse mit Stim­

menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei­
det die Stimme des Vorsitzenden.

V. Staatsrat der Republik

Artikel 101

Der Staatsrat der Republik wird von der 
Volkskammer auf die Dauer von vier Jahren 
gewählt.

Nach Ablauf der Wahlperiode setzt der 
Staatsrat seine Tätigkeit bis zur Wahl des neu­
en Staatsrates durch die Volkskammer fort.

Artikel 102

Der Staatsrat der Republik besteht aus dem 
Vorsitzenden, sechs Stellvertretern des Vorsit­
zenden, 16 Mitgliedern und dem Sekretär.

Der Vorsitzende leitet die Arbeit des Staats­
rates.

Artikel 103

Der Vorsitzende, die Stellvertreter des Vor­
sitzenden, die Mitglieder und der Sekretär 
des Staatsrates der Republik leisten bei ihrem 
Amtsantritt der Volkskammer folgenden Eid: 

»Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wöh­
le des deutschen Volkes widmen, die Verfas­
sung und die Gesetze der Deutschen Demokra­
tischen Republik wahren, meine Pflichten ge­
wissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen je­
dermann üben werde.«

Artikel 104

Der Staatsrat der Republik ist der Volks­
kammer rechenschaftspflichtig.

Der Staatsrat der Republik verkündet die 
Gesetze der Republik.

Die Unterzeichnung erfolgt durch den Vor­
sitzenden des Staatsrates.

Artikel 105

Der Vorsitzende des Staatsrates der Repu­
blik verpflichtet die Regierungsmitglieder bei 
ihrem Amtsantritt.

Artikel 106 

Der Staatsrat der Republik 
schreibt die Wahlen zur Volkskammer aus 

und beruft die erste Tagung der Volkskammer 
nach der Neuwahl ein;

kann eine allgemeine Volksbefragung vor­
nehmen;

ratifiziert und kündigt internationale Ver­
träge der Deutschen Demokratischen Repu­
blik;

ernennt die bevollmächtigten Vertreter der 
Deutschen Demokratischen Republik in ande­
ren Staaten und beruft sie ab;

nimmt Beglaubigungs- und Abberufungs­
schreiben der bei ihm akkreditierten diploma­
tischen Vertreter anderer Staaten entgegen;

gibt allgemein verbindliche Auslegung der Ge­
setze;


